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Resolution der Generalversammlung, verabschiedet am 17. Dezember 2015 

[aufgrund des Berichts des Dritten Ausschusses (A/70/488)] 

70/141. Das Recht des palästinensischen Volkes auf Selbstbestimmung 
 
 

 Die Generalversammlung, 

 im Bewusstsein dessen, dass die Entwicklung freundschaftlicher, auf der Achtung vor 
dem Grundsatz der Gleichberechtigung und der Selbstbestimmung der Völker beruhender 
Beziehungen zwischen den Nationen zu den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Natio-
nen gehört, die in ihrer Charta festgelegt sind, 

 in dieser Hinsicht verweisend auf ihre Resolution 2625 (XXV) vom 24. Oktober 
1970 mit dem Titel „Erklärung über Grundsätze des Völkerrechts betreffend freundschaft-
liche Beziehungen und Zusammenarbeit zwischen den Staaten im Einklang mit der Charta 
der Vereinten Nationen“, 

 eingedenk der Internationalen Menschenrechtspakte1, der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte2, der Erklärung über die Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale 
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biet7 und insbesondere Kenntnis nehmend von der Antwort des Gerichtshofs, namentlich 
zum Selbstbestimmungsrecht der Völker, das ein Recht erga omnes ist8, 

 unter Hinweis auf die Schlussfolgerung des Gerichtshofs in seinem Gutachten vom 
9. Juli 2004, dass der Bau der Mauer durch die Besatzungsmacht Israel in dem besetzten 
palästinensischen Gebiet, einschließlich Ost-Jerusalems, zusammen mit vorangegangenen 
Maßnahmen das palästinensische Volk in seinem Selbstbestimmungsrecht erheblich behin-
dert9, 

 betonend, wie dringlich es ist, die unverzügliche Beendigung der israelischen Beset-
zung, die 1967 begann, und eine gerechte, dauerhafte und umfassende Friedensregelung 
zwischen der palästinensischen und der israelischen Seite herbeizuführen, auf der Grund-
lage der einschlägigen Resolutionen der Vereinten Nationen, des Rahmens von Madrid, 
einschließlich des Grundsatzes „Land gegen Frieden“, der Arabischen Friedensinitiative10 
und des Fahrplans des Quartetts für eine dauerhafte Zwei-Staaten-Lösung zur Beilegung 
des israelisch-palästinensischen Konflikts11, 

 sowie unter Betonung der Notwendigkeit, die Einheit, den Zusammenhang und die 
Unversehrtheit des gesamten besetzten palästinensischen Gebiets, einschließlich Ost-
Jerusalems, zu achten und zu wahren, und in diesem Zusammenhang an ihre Resolution 
58/292 vom 6. Mai 2004 erinnernd, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 69/165 vom 18. Dezember 2014, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 67/19 vom 29. November 2012, 

 in Bekräftigung des Rechts aller Staaten der Region, in Frieden innerhalb sicherer 
und international anerkannter Grenzen zu leben, 

 1. bekräftigt das Recht des palästinensischen Volkes auf Selbstbestimmung, ein-
schließlich des Rechts auf einen unabhängigen Staat Palästina; 

 2. fordert


